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KURZ KOMMENTIERT

Arbeitszeitverkürzung

Ungeeigneter Vorschlag

M it seiner Forderung, zur Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit Arbeitszeitverkürzungen ohne vollen Lohnaus­
gleich zu vereinbaren, hat Oskar Lafontaine in den Ge­
werkschaften und in der SPD Unmut erregt. Verständ­
lich ist dies, denn sein Vorstoß kommt zur „Unzeit“ , mit­
ten in der Tarifrunde 1988, und er trifft ein „Tabu“ , den 
vollen Lohnausgleich. Selbst der fast vollständige Rück­
zug auf die Formel „Lohnopfer nur für die Besserverdie­
nenden“ hat seine Kritiker nicht ganz versöhnt.

Dabei ist das, was der stellvertretende SPD-Vorsit- 
zende vorschlägt, keineswegs neu. Schon vor vier Jah­
ren haben er selbst und andere ähnliches in die Diskus­
sion gebracht. Nach wie vor aber geht seine Forderung 
an der Sache vorbei. Ob Verkürzungen der Wochenar­
beitszeit mit derart selektivem Lohnopfer zur Verringe­
rung der Arbeitslosigkeit geeignet sind, ist nämlich 
höchst fraglich. Der angestrebte Lohnverzicht von Hö­
herqualifizierten wird jedenfalls nicht zur Einstellung 
von Ungelernten führen. Gesucht sind schon weiterqua­
lifizierte Kräfte. Reichlich sind nur die Unqualifizierten -  
immerhin die Hälfte aller Arbeitslosen - ,  aber sie sind 
weit weniger gefragt.

Vorschläge wie dieser lösen das Problem Arbeitslo­
sigkeit nicht. Als Tarifpartner tragen die Gewerkschaften 
einen wichtigen Teil der Verantwortung für die Beschäfti­
gung. Die hohe Arbeitslosigkeit ist nicht zuletzt eine 
Folge der Lohnpolitik. Nötig ist es, den Anstieg der Lohn­
nebenkosten merklich zu bremsen. Nötig ist aber auch 
eine stärkere Lohndifferenzierung, auch nach Qualifika­
tionen. Eine weitere Nivellierung bei den Löhnen -  
nichts anderes beinhaltet Lafontaines Vorschlag -  
würde das Arbeitslosenproblem eher noch verschärfen.

sp

iLadenschlußzeiten

Potemkinscher Tarifvertrag?

In Hamburg feiern die Gewerkschaften des Einzelhan­
dels den Abschluß des Tarifvertrags zu den Laden­
schlußzeiten als großen Erfolg. Zum ersten Mal wurden 
die bestehenden gesetzlichen Ladenschlußzeiten in ei­
nen Tarifvertrag aufgenommen, so daß die Arbeitszeiten 
der im Einzelhandel Beschäftigten zur Zeit doppelt „ab­
gesichert“ sind. Hintergrund der vorangegangenen
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Tarifauseinandersetzung, die mit der Annahme des 
Schlichtungsspruchs beendet wurde, waren die Pläne 
der Bundesregierung, das Ladenschlußgesetz mit Wir­
kung vom 1.1.1989 zu ändern, um den Geschäften künf­
tig eine Spätöffnung pro Woche zu ermöglichen. Ziel der 
Gewerkschaften war es, diese Gesetzesänderung zu 
unterlaufen, indem sie deren Umsetzung in die Realität 
per Tarifvertrag vereitelten.

Ob dieser Tarifvertrag, der in Hamburg ab 1. März in 
Kraft getreten ist, wirklich ein solch großer Erfolg für die 
Gewerkschaften ist, wie diese behaupten, darf bezwei­
felt werden. Der Vertrag hat nämlich einen entscheiden­
den Haken: Er tritt ohne Nachwirkung wieder außer 
Kraft, wenn Arbeitsminister Blüm es ablehnt, ihn für all­
gemeinverbindlich zu erklären. Und ablehnen wird er 
müssen, denn die Glaubwürdigkeit der Bundesregie­
rung steht auf dem Spiel.

In gewerkschaftlichen Flugblättern liest sich das aller­
dings ganz anders. Hier gewinnt man den Eindruck, als 
sei eine Allgemeinverbindlichkeitserklärung durchaus 
möglich, wenn nicht gar wahrscheinlich, und im übrigen 
auch nur nötig, um die Wirksamkeit des Tarifvertrages 
auf alle Hamburger Einzelhandelsunternehmen auszu­
dehnen. Daß der Tarifvertrag ohne diese Erklärung wie­
der außer Kraft tritt, erfährt man nur, wenn man das 
„Kleingedruckte“ mit Sorgfalt liest. Hat die Gewerk­
schaftsführung es wirklich nötig, ihrer Basis auf diese 
Weise Sand in die Augen zu streuen? iw

Arbeitslosenversicheru ng

Überholte Eckwerte

D ie  finanzielle Entwicklung bei der Arbeitslosenversi­
cherung droht in diesem Jahr für den Bund zu einem zu­
sätzlichen Haushaltsrisiko zu werden. Der Haushalt der 
Bundesanstalt für Arbeit für 1988 enthält ein Defizit von 
4 Mrd. DM; damit wären die Finanzreserven Ende die­
ses Jahres vollständig aufgezehrt. Ein erneutes Defizit 
im Jahre 1989 müßte dann entweder durch Zuschuß aus 
dem Bundeshaushalt oder Erhöhung des Beitragssat­
zes zur Arbeitslosenversicherung gedeckt werden.

Den Haushaltsberechnungen der Bundesanstalt für 
Arbeit für 1988 liegen jedoch mit einem realen W irt­
schaftswachstum von 2,5 % und einer Beschäftigtenzu- 
nahme um 0,8 % noch die aus heutiger Sicht viel zu opti­
mistischen Annahmen der Bundesregierung vom Mai 
1987 zugrunde. Der Verwaltungsrat der Bundesanstalt 
hatte diesen Haushalt Mitte Dezember 1987 in Kraft ge­
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setzt, ohne die bereits seit Ende Oktober 1987 vorlie­
genden, nach unten revidierten amtlichen Eckwerte des 
Wirtschaftsministeriums zu berücksichtigen. Aus heuti­
ger Sicht ist nach der Prognose des HWWA vom Januar 
für 1988 nur noch mit einem realen Wachstum von 1,5 % 
und einer Beschäftigtenzunahme von 0,2%  zu rech­
nen. Das Defizit der Bundesanstalt für Arbeit dürfte 
demnach mit reichlich 5 Mrd. DM etwa 1 -1 Va Mrd. DM hö­
her ausfallen als erwartet.

Damit wird der Bund bereits in diesem Jahr in die Fi­
nanzierungspflicht genommen, der er allerdings kon­
junkturgerecht, d. h. über kreditfinanzierte Bundeszu­
schüsse, nachkommen sollte. Ein großer Teil des Defi­
zits begründet sich ohnehin aus einer Verlagerung von 
finanziellen Lasten vom Bund auf die Arbeitslosenversi­
cherung. Eine Erhöhung des Beitragssatzes würde die 
Konjunktur weiter schwächen und überdies den Erfolg 
einer wachstumsorientierten Politik der Steuersenkun­
gen in Frage stellen. ws

Gewerbesteuer

Mangelnde Eignung

D er Gemeindefinanzbericht 1988 belegt einmal mehr 
die mangelnde Eignung der Gewerbesteuer als funk­
tionstüchtiges Element der Gemeindefinanzen. Sie 
sollte daher sobald wie möglich ersetzt werden. Die er­
wartete schwache Entwicklung des Gewerbesteuerauf­
kommens in diesem Jahr trifft wieder die Investitions­
haushalte, was aus Wachstums- und konjunkturpoliti­
scher Sicht nicht wünschenswert ist. Ursächlich hierfür 
ist die Tatsache, daß die gewinnunabhängigen Kompo­
nenten der Gewerbesteuer heute kaum mehr eine Rolle 
spielen. Hinzu kommt, daß die Besteuerungsbasis 
durch Rechtsänderungen immer weiter eingeschränkt 
wurde und daher nur noch wenige mittlere und große 
Gewerbebetriebe zum örtlichen Aufkommen beitragen.

Industrievertreter sind aus guten Gründen gegen eine 
Ausweitung der ertragsunabhängigen Bestandteile der 
Gemeindesteuern; sie sehen die jüngst wieder ins Ge­
spräch gebrachte Reform der Gewerbesteuer primär 
als Bestandteil einer unbestritten notwendigen Ände­
rung der Unternehmensbesteuerung in der Bundesre­
publik. Der Städtetag fordert zur Verstetigung der kom­
munalen Steuereinnahmen eine Verbreiterung der Be­
steuerungsgrundlagen. Dabei sollte auch wieder ein 
stärkerer Bezug zwischen gemeindlichen Einnahmen 
und Vorleistungen einerseits und der Erwirtschaftung 
sämtlicher Einkommen auf lokaler Ebene andererseits 
hergestellt werden.

Den Forderungen des Städtetages trägt die vom 
Sachverständigenrat seit Jahren propagierte Wert­
schöpfungsteuer weitgehend Rechnung. Der Industrie 
käme diese Lösung insofern entgegen, als es wegen 
der größeren Zahl von steuerpflichtigen Wirtschaftsein­
heiten möglich wäre, die Hebesätze generell zu verrin­
gern und so zu einer Senkung der hohen marginalen Be­
lastung der Gewinne eines Teiles der Betriebe beizu­
tragen. rr

Airbus

Privatisierung mit Hindernissen

D ie  Bundesregierung befindet sich bei der Finanzie­
rung des Airbus-Projektes in der Rolle des Zauberlehr­
lings. Sie wird die Subventionsgeister, die sie einmal ge­
rufen hat, nicht wieder los. Obwohl sie seit längerem ver­
sucht, die Industrie stärker an den Airbus-Kosten zu be­
teiligen, war ihr dabei noch kein Erfolg beschieden. Bis­
her haben alle potenten Unternehmen, denen eine grö­
ßere Beteiligung bei MBB, der alleinigen Muttergesell­
schaft der Deutschen Airbus GmbH, angetragen wurde, 
diese Offerte abgelehnt.

Auch der letzte Wunschkandidat, die Daimler-Benz 
AG, konnte bisher von der Vorteilhaftigkeit eines sol­
chen Engagements -  im Gespräch war eine Drittelbetei­
ligung -  nicht überzeugt werden. Das Stuttgarter Unter­
nehmen -  über den Triebwerkshersteller MTU und die 
Dornier GmbH bereits in der Luft- und Raumfahrtindu­
strie tätig -  zeigte sich zu einer Beteiligung an MBB nur 
bereit, wenn die Airbusproduktion davon abgetrennt 
würde. Angesichts der hohen finanziellen Risiken, die 
mit der Produktion des Airbus verbunden sind und die zu 
einem nicht unbeträchtlichen Teil von der Entwicklung 
des Dollarkurses abhängen, ist diese Haltung verständ­
lich. Sie zeigt aber auch deutlich, wie gering die Indu­
strie die Chancen einschätzt, beim Airbus die Gewinn­
schwelle zu überschreiten und eine angemessene Ren­
dite auf das eingesetzte Kapital zu erzielen.

Eine Herauslösung der Airbusproduktion sollte je­
doch inakzeptabel sein. Sie würde letztlich bedeuten, 
daß die gewinnträchtigen Teile der deutschen Luft- und 
Raumfahrtindustrie, die angesichts der Aussichten auf 
die Entwicklung und den Bau des neuen Kampfflugzeu­
ges „Jäger 90“ noch attraktiver zu werden versprechen, 
bei einem der größten deutschen Konzerne zusammen­
gefaßt würden, während der verlustträchtige Verkehrsflug­
zeugbau womöglich ganz in Staatsbesitz übergehen 
würde -  just das Gegenteil des angestrebten Zieles, wei
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